me 2 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 32. 


Juhalt: Geſetz, betreffend Ausführung des Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchaugeſetzes, S. 229. — Geſetz, 
betreffend Maßnahmen zur Stärkung des Deutſchthums in den Provinzen Weſtpreußen und Poſen, 
S. 234. — Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil der Bezirke der Amtsgerichte Hachenburg, Herborn, Höhr-Grenzhausen, Katzenelnbogen, 
Langenſchwalbach, Limburg a. L., Montabaur, Naſſau, Naſtätten und Selters, S. 235. — Be; 
kanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs- Amtsblätter 
publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden dc. S. 286. 


— 


(Nr. 10374.) Geſetz, betreffend Ausführung des Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchaugeſetzes. Vom 
28. Juni 1902. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ar. 


verordnen zur Ausführung des Reichsgeſetzes, betreffend die Schlachtvieh- und 
Fleiſchbeſchau, vom 3. Juni 1900 (Reichs-Geſetzbl. S. 547), mit Zuſtimmung 
beider Häuſer des Landtags, was folgt: 


al: 

Schweine und Wildſchweine, deren Fleiſch zum Genuſſe für Menſchen ver— 
wendet werden ſoll, unterliegen einer amtlichen Unterſuchung auf Trichinen. 

Bei Schweinen, deren Fleiſch ausſchließlich im eigenen Haushalte des Be— 
ſitzers verwendet werden ſoll, darf die Unterſuchung unterbleiben, ſoweit nicht 
durch Polizeiverordnung etwas Anderes beſtimmt iſt oder wird. 

Eine gewerbsmäßige Verwendung von Fleiſch, bei welchem auf Grund des 
Abſ. 2 die Unterfuchung unterbleibt, iſt verboten. 

Als eigener Haushalt im Sinne des Abſ. 2 iſt der Haushalt der Kaſernen, 
Krankenhäuſer, Erziehungsanſtalten, Speiſeanſtalten, Gefangenenanſtalten, Armen— 
häuſer und ähnlicher Anſtalten ſowie der Haushalt der Schlächter, Fleiſchhändler, 
Gaſt⸗, Schank- und Speiſewirthe nicht anzuſehen. 


72. 
Rohes oder zubereitetes Fleiſch von Schweinen und Wildſchweinen, das 
aus einem anderen deutſchen Bundesſtaat eingeführt wird, iſt amtlich auf 
Geſetz-Samml. 1902. (Nr. 1037410376.) 45 


Ausgegeben zu Berlin den 12. Juli 1902. 
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Trichinen zu unterſuchen, ſofern es zum Genuſſe für Menſchen verwendet werden 
ſoll und nicht bereits einer amtlichen Trichinenſchau unterlegen hat. Ausgenommen 
hiervon ſind ausgeſchmolzenes Fett und das zum Reiſeverbrauche mitgeführte Fleiſch. 


GER 8 
Die amtliche Unterſuchung auf Trichinen (§d. 1 und 2) findet in den 
Hohenzollernſchen Landen nur ſtatt, ſoweit es durch Polizeiverordnung beſtimmt 
wird. Solange hiernach eine Trichinenſchau nicht allgemein erfolgt, findet die 
Vorſchrift des §. 2 auch auf das aus den Hohenzollernſchen Landen eingeführte 
Fleiſch von Schweinen und Wildſchweinen Anwendung. . 


4. 
In Gemeinden mit Schlachthauszwang unterliegen alle in das öffentliche 
Schlachthaus gelangenden Schlachtthiere vor und nach der Schlachtung einer 
amtlichen Unterſuchung, auch inſoweit nach dem Reichsgeſetz und den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen des Bundesraths ein Unterſuchungszwang nicht beſteht. 


§. 5. 

Friſches Fleiſch, welches einer amtlichen Unterſuchung durch approbirte 
Thierärzte nach Maßgabe der §§. 8 bis 16 des Reichsgeſetzes unterlegen hat, 
darf einer abermaligen amtlichen Unterſuchung auch in Gemeinden mit Schlacht⸗ 
hauszwang nur zu dem Zwecke unterworfen werden, um feſtzuſtellen, ob das 
Fleiſch inzwiſchen verdorben iſt oder ſonſt eine geſundheitsſchädliche Veränderung 
ſeiner Beſchaffenheit erlitten hat. N g 

Eine doppelte Unterſuchung auf Trichinen iſt in allen Fällen ausgeſchloſſen. 


F. 6. 

In Gemeinden mit Schlachthauszwang darf die Schlachtvieh- und Fleiſch⸗ 
beſchau im öffentlichen Schlachthauſe nur durch approbirte Thierärzte ausgeübt 
werden. Jedoch können zur Ausführung der Trichinenſchau und zur Unterſtützung 
bei der Finnenſchau auch andere Perſonen, die nach den hierüber ergehenden be— 
ſonderen Vorſchriften genügende Kenntniſſe nachgewieſen haben, zu Beſchauern 
beſtellt werden. Auch darf in Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern 
Perſonen, die nicht die Approbation als Thierarzt beſitzen, aber die Befähigung 
als Fleiſchbeſchauer nach Maßgabe der Ausführungsbeſtimmungen erlangt haben, 
mit Genehmigung der Landespolizeibehörde ausnahmsweiſe die Schlachtvieh- und 
Fleiſchbeſchau in den öffentlichen Schlachthäuſern übertragen werden, ſoweit ſie 
nicht nach dem Reichsgeſetz und den Ausführungsbeſtimmungen des Bundesraths 
den approbirten Thierärzten vorbehalten iſt. 

Im Uebrigen iſt die Landespolizeibehörde befugt, in Gemeinden mit mehr 
als 10 000 Einwohnern anzuordnen, daß die Unterſuchung vor und nach der 
Schlachtung auch in anderen als den im Reichsgeſetz und in den Ausführungs- 
beſtimmungen des Bundesraths vorgeſehenen Fällen nur durch approbirte Thier- 
ärzte erfolgen darf. 5 


„ 


SG 72 
Auf den Vertrieb von Fleiſch, das zwar zum Genuſſe für Menſchen taug⸗ 


lich „jedoch in feinem Nahrungs- und Genußwerth erheblich herabgeſetzt iſt, findet 


die Vorſchrift des §. 11 Abſ. 1 des Reichsgeſetzes entſprechende Anwendung. 
Für den Vertrieb und die Verwendung ſolchen Fleiſches können Beſchrän⸗ 


kungen der im F. 11 Abſ. 2 und 3 des Reichsgeſetzes gedachten Art durch die 


Landespolizeibehörde angeordnet werden. 


8. 
Gemeinden mit Schlachthauszwang haben für bedingt taugliches Fleiſch, 


das zum Genuſſe für Menſchen brauchbar gemacht iſt, ſowie für Fleiſch der im 


§. 7 bezeichneten Art beſondere Verkaufsſtellen (Freibänke) einzurichten. Ausnahmen 
können für Gemeinden mit weniger als 5 000 Einwohnern von der Landespolizei— 
behörde zugelaſſen werden. Im Uebrigen kann die Einrichtung von Freibänken 
durch Gemeindebeſchluß oder nach Anhörung der Gemeindebehörde durch die 
Landespolizeibehörde angeordnet werden. 

Durch Beſchlüſſe nachbarlich belegener Gemeinden kann vereinbart oder 
auf Antrag einer Gemeinde durch die Landespolizeibehörde beſtimmt werden daß 
Freibänke nur in einer dieſer Gemeinden auch für die anderen einzurichten find. 


Nash 
In Gemeinden, für die Freibänke eingerichtet find, darf bedingt taugliches 
Fleiſch ſowie Fleiſch der im F. 7 bezeichneten Art nur auf der Freibank feil⸗ 
gehalten oder verkauft werden. Der Verkauf darf nur zum Verbrauch im eigenen 
Haushalte des Erwerbers oder an ſolche Gaſt⸗, Schank⸗ oder Speiſewirthe er⸗ 
folgen, denen eine Genehmigung nach Maßgabe des F. 11 Abſ. 2 des Reichs⸗ 
geſetzes ertheilt iſt. Ferner kann durch Beſchluß der Gemeinden, in denen Frei⸗ 
bänke eingerichtet ſind, oder nach Anhörung der Gemeindebehörde durch die 
Landespolizeibehörde vorgeſchrieben werden, daß auf der Freibank Fleiſch nur in 
Stücken von beſtimmtem Höchſtgewicht und an einen Käufer an einem und 
demſelben Tage nur bis zu einem Höchſtgewichte verkauft werden darf. 
Se 10. 
Die Gemeinden, in denen Freibänke eingerichtet find, können für die Be 
nutzung die Erhebung von Gebühren zur Deckung der Koſten beſchließen und 


haben den Betrieb durch Gemeindebeſchluß zu regeln. 


SER 
| Die in den $$. 8 bis 10 bezeichneten Gemeindebeſchlüſſe bedürfen bei 
Gemeinden mit Schlachthauszwang der Genehmigung nach den für Beſchlüſſe 


über den Schlachthauszwang geltenden Vorſchriften. Im Uebrigen iſt für dieſe 


Beſchlüſſe bei Stadtgemeinden oder, wenn im Falle des $. 8 Abſ. 3 eine Stadt- 


gemeinde oder eine Gemeinde mit Schlachthauszwang betheiligt iſt, die Genehmigung 


des Bezirksausſchuſſes, bei Landgemeinden die Genehmigung des Kreisausſchuſſes 
erforderlich. i 
45* 
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$. 12. 

Die Beſtimmungen der Fh. 8 bis 11 finden auf ſelbſtändige Gutsbezirke 
entſprechende Anwendung. 5 

Die nach F. 24 des Reichsgeſetzes zuläſſigen landesrechtlichen Vorſchriften 
können, ſoweit das gegenwärtige Geſetz nicht anders beſtimmt, durch Polizei— 
verordnung erlaſſen werden. 

Wo durch Polizeiverordnung weitergehende Beſtimmungen im Sinne des 
$. 24 Nr. 1 des Reichsgeſetzes bereits getroffen find, finden auf das Verfahren 
bei und nach der Unterſuchung die Grundſätze des Reichsgeſetzes und der dazu 
erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen Anwendung. 


$. 14. 

Hinſichtlich der Befugniß der Gemeinden mit Schlachthauszwang, für die 
Unterſuchung von Schlachtvieh und Fleiſch Gebühren zu erheben, bewendet es 
bei den beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen. Jedoch dürfen für die nach $. 5 
zuläſſige Unterſuchung friſchen Fleiſches, welches bereits von einem approbirten 
Thierarzt unterſucht worden iſt, Gebühren nicht erhoben werden. Die Koſten 
der Unterſuchung der in das öffentliche Schlachthaus gelangenden Schlachtthiere 
vor und nach der Schlachtung fallen der Schlachthausgemeinde zur Laſt. Das— 
ſelbe gilt von den Koſten der Unterſuchung des nicht im öffentlichen Schlacht— 
haus ausgeſchlachteten friſchen Fleiſches, falls die Unterſuchung durch Gemeinde— 
beſchluß angeordnet iſt. 

Im Uebrigen gelten die Koſten der Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau, ein⸗ 


ſchließlich der Trichinenſchau und der Kennzeichnung des Fleiſches, als Koſten der 


örtlichen Polizeiverwaltung. Zur Deckung der Koſten können von den Beſitzern 
der Schlachtthiere und des Fleiſches Gebühren erhoben werden. Die Gebühren: 
tarife find von der Landespolizeibehörde feſtzuſetzen. 
N 8 
Die Gemeinden und felbftändigen Gutsbezirke haben ohne Vergütung 
einen geeigneten Raum zu überweiſen, in dem die unſchädliche Beſeitigung des 
beanſtandeten Fleiſches vorgenommen werden kann, wenn dem Beſitzer des 
Fleiſches ein geeigneter Ort dazu fehlt. 
Im Uebrigen fallen der Polizeibehörde gegenüber die ſächlichen Koſten 
der Behandlung beanſtandeten Fleiſches dem Beſitzer zur Laſt. 
$. 16. 

Die Beitreibung der auf Grund des Reichsgeſetzes und des gegenwärtigen Ge— 
ſetzes zu entrichtenden Gebühren und Koſten erfolgt im Verwaltungszwangsverfahren. 
$. 17. 

Soweit das gegenwärtige Geſetz nicht anders beſtimmt, werden die im 


Reichsgeſetze den Polizeibehörden überwieſenen Obliegenheiten von den Ortspolizei⸗ 


behörden wahrgenommen. 
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„ 


Im Wege der Ausführungsbeſtimmung können Befugniſſe der Polizei⸗ 


behörden anderen Behörden oder Beamten übertragen werden. 


§. 18. 
Gegen polizeiliche Verfügungen, die auf Grund des Reichsgeſetzes, des 
gegenwärtigen Geſetzes und der zu beiden Geſetzen erlaſſenen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen ergehen, iſt mit Ausſchluß der Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
lediglich das Rechtsmittel der Beſchwerde zuläſſig. Die auf die Beſchwerde 
ergehende Entſcheidung iſt endgültig. Die Koſten einer unbegründeten Beſchwerde 
fallen dem Beſchwerdeführer zur Laſt. 


Im Uebrigen iſt das Beſchwerdeverfahren, einſchließlich der Zuſtändigkeit f 


der Behörden, durch Ausführungsbeſtimmung zu regeln. 


I 

Alle weiteren zur Ausführung des Reichsgeſetzes und die zur Ausführung 
des gegenwärtigen Geſetzes erforderlichen Vorſchriften werden von den zuſtändigen 
Miniſtern erlaſſen. 

$. 20. 

Die zuſtändigen Miniſter ſind befugt, Beſtimmungen darüber zu treffen, 
unter welchen Vorausſetzungen Perſonen, die, ohne die Approbation als Thierarzt 
zu beſitzen, zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes in öffentlichen Schlacht- 
häuſern als Beſchauer beſtellt ſind, die Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau dort 
ungeachtet der Vorſchrift in §. 6 Abf. 1 weiter ausüben dürfen. 


5. 2d 
Dieſes Geſetz tritt, ſoweit es ſich um die zu ſeiner Durchführung erforder— 


lichen Maßnahmen handelt, ſofort, im Uebrigen zugleich mit §. 1 des Reichs⸗ 
geſetzes in Kraft. Der $. 5 Abſ. 1 tritt jedoch erſt am 1. Oktober 1904 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Kiel, an Bord M. P. „Hohenzollern“, den 28. Juni 1902. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. 
Möller. Budde. 


„ 


(Ir. 10375.) Geſetz, betreffend Maßnahmen zur Stärkung des Deutſchthums in den Pro⸗ 
vinzen Weſtpreußen und Poſen. Vom 1. Juli 1902. 7 


8 f | 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, was folgt: 


Artikel J. 

Das Geſetz, betreffend die Beförderung deutſcher Anſiedelungen in den 
Provinzen Weſtpreußen und Poſen, vom 26. April 1886 GGeſetz-Samml. S. 131) 
in der Faſſung des Geſetzes vom 20. April 1898 (Geſetz-Samml. S. 63), wird 
wie folgt abgeändert: 0 

Der im F. 1 der Staatsregierung zur Verfügung geſtellte Fonds 
von 200 Millionen Mark wird auf 350 Millionen Mark erhöht. 


Artikel II. 
. 1. ö 


Der Staatsregierung wird ein Fonds von 100 Millionen Mark zur Ver⸗ 
fügung geſtellt, um in den Provinzen Weſtpreußen und Poſen Güter zur Ver⸗ 
wendung als Domänen oder Grundſtücke zu den Forſten anzukaufen und die 
Koſten ihrer erſten Einrichtung zu beſtreiten. 


5 F. 2. 

Zur Bereitſtellung der im §. 1 genannten Summe ſind Schuldverſchreibungen 
auszugeben. 

Wann, durch welche Stelle, und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld⸗ 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
Preußiſcher Staatsanleihen (Geſetz-Samml. S. 1197), und das Geſetz vom 
8. März 1897, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden (Geſetz-Samml. S. 43), 
zur Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Kiel, an Bord Meiner Yacht „Hohenzollern“, 1. Juli 1902. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. 
Möller. Budde. 
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(Nr. 10376.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Hachenburg, Herborn, Höhr⸗ 

Grenzhauſen, Katzenelnbogen „Langenſchwalbach, Limburg a. L., Montabaur, 

Naſſau, Naſtätten und Selters. Vom 3. Juli 1902. 1 


Al Grund des Artikels 15 der Verordnung, betreffend die Anlegung der Grund- 
bücher im Gebiete des vormaligen Herzogthums Naſſau, vom 11. Dezember 1899 
Geſetz-Samml. S. 595) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung 
von Rechten behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt 
von ſechs Monaten | 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Hachenburg gehörige Gemeinde Gehlert, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Herborn gehörige Gemeinde Uckersdorf, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Höhr-Grenzhauſen gehörige Gemeinde 


Nauort, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Katzenelnbogen gehörige Gemeinde 
Ergeshauſen, f 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Langenſchwalbach gehörige Gemeinde 
Michelbach, 

für 1 zum Bezirke des Amtsgerichts Limburg a. L. gehörige Gemeinde 
Mühlen, 


für die zum Bezirke des Amtsgerichts Montabaur gehörige Gemeinde Horbach, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Naſſau gehörige Gemeinde Geiſig, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Naſtätten gehörigen Gemeinden 
Bettendorf und Hunzel, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Selters gehörige Gemeinde Maroth 
am 1. Auguſt 1902 beginnen ſoll. 


Berlin, den 3. Juli 1902. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


== 8330: — 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1. der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Mai 1902, durch welchen der „Königs— 
berger Kleinbahn-Aktiengeſellſchaft!“ zu Königsberg i. Pr. für die von 
ihr zu bauende Kleinbahn von der Stadt Königsberg nach der Wehlau— 
Königsberger Kreisgrenze bei Podewitten mit Anſchluß an die Oſtpreußiſche 
Südbahn ſowie mit Abzweigungen von Prawten bis zum Schaaksvitter 
Hafen und in der Stadt Königsberg vom Königsthore bis zum Ober- 
pregel das Enteignungsrecht für die zu dieſem Unternehmen erforderlichen 
Grundſtücke verliehen worden iſt, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Königsberg Nr. 26 S. 262, ausgegeben am 26. Juni 1902; 


2. der Allerhöchſte Erlaß vom 13. Juni 1902, betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beftim- 
mungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die vom Kreiſe Weſt— 
prignitz ausgebaute Chauſſee von Dalmin nach Groß-Berge, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin 
Nr. 27 S. 287, ausgegeben am 4. Juli 1902. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


